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der Zentralstelle KDV und anderswo . D as ist nicht
naiv, sondern hoffnungsvoll . Und es ist letzten En-
de s ein Eintreten für Menschenwürde , j a Mensch-
lichkeit und Zukunftsfähigkeit.

Und da gibt e s auch Hoffnungszeichen, dass
Friedensfähigkeit wächst. Seit den 1 9 9 0 er Jahren
wurden mehr Kriege durch Verhandlungen zwi-
schen den Gegnern als durch den Sieg einer Seite
b eendet. Zwischen 2 0 0 0 und 2 0 0 5 wurden 1 7 ge-
waltsame Konflikte durch Verhandlungen und nur
drei durch »Siege« b eendet. Friedensschlü sse schei-
nen stabiler als Abkommen früher. D o ch, mit die-
sem Hoffnungsbild will ich schließen . Wenn die se

Welt j edes Jahr eine B illion D ollar für Verteidigung
ausgibt, kommt sie vielleicht endlich dazu , einen
Bruchteil die ser Summe für Prävention, Friedens-
initiativen und die Stabilisierung von Frieden b e-
reitzustellen . E s bleibt die große Hoffnung, dass die
Menschheit den Krieg üb erwinden kann .

Dr. Margo t Käßma nn, Bisch öfin der Evang. -luthe-
rischen Landeskirche Hanno vers, ist Präsiden tin
der Zen tralstelle KDV. Dieser Text wurde vo n ihr
als Vortrag bei der 50-Jahre-Feier der Zen tralstelle
KDV am 2. März in der Französischen Friedrich-
stadtkirche in Berlin gehalten.

ass ausgerechnet im Zentrum des früheren
O st-B erlins der 5 0 . Jahrestag der Zentral-

stelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverwei-
gerer aus Gewissensgründen gefeiert wird , hätte in
deren Gründungsj ahr wohl kaum j emand für mög-
lich gehalten . 1 9 5 7 war D eutschland geteilt, schein-
b ar auf ewig. In O st wie We st wurden die Streitkräf-
te formiert und ausgeb aut. Die Bunde swehr und
die Nationale Volksarmee symb olisierten in j enen
Jahren die Zerrissenheit des Lande s sehr anschau-
lich .

Enorme symb olische B edeutung hatte auch die
Gründung der KDV-Zentralstelle − heute , vor 5 0

Jahren . Ab er die ser Gründungsakt b ezeugte etwas
ganz anderes : Er war ein Symbol der Hoffnung . Er
war Au sdruck der Möglichkeit alternativen D en-
kens und alternativen Handelns in Gewissensfra-
gen . D ass sich eine solche Zentralstelle üb erhaupt
konstituieren konnte , war alle s andere als selb st-
verständlich − zuminde st aus o stdeutscher Per-
spektive . Trotz des Gegenwinde s , trotz aller Wider-
stände und Unzulänglichkeiten, mit denen sich die
Gründungsmitglieder der KDV-Zentralstelle vom
D eutschen Au sschuss für Wehrdienstverweige-
rungsfragen im Sozialp ädagogischen Seminar
D ortmund 1 9 5 7 und in den Folgej ahren auseinan-
derzusetzen hatten : Die Etablierung dieser zivilge-
sellschaftlichen Institution war ein Glanzpunkt der
jungen D emokratie in der Bunde srepublik. Sie kön-
nen e s mir glaub en : Tausende der o stdeutschen
Wehrpflichtigen b eneideten in den kommenden
drei Jahrzehnten ihre Altersgeno ssen im Westen
um eb en diesen Intere ssenvertreter und um den

von ihm repräsentierten Rechtsanspruch auf Ver-
weigerung de s Kriegsdienstes .

E s war eine weise Entscheidung der Väter und
Mütter de s Grundgesetze s , die se s Recht als Grund-
recht auszuge stalten und in den Grundrechtskata-
log des Grundge setzes aufzunehmen . An promi-
nenter Stelle , in Artikel 4 , der die Freiheit des Glau-
b ens und de s Gewissens garantiert, heißt e s unter
Ab satz 3 : »Niemand darf gegen sein Gewissen zum
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden . «
Wer der Überzeugung ist, dass der Griff zur Waffe
stets in die falsche Richtung weist und j eder Krieg,
ganz gleich in welcher Form und mit welcher In-
tention geführt, inhuman ist, der kann sich auf die-
ses Recht b erufen und hat die Möglichkeit, den
Dienst an der Waffe zu verweigern . Was für ein
Rechtsanspruch !

Die se Gewissensentscheidung wurde vom
Grundge setzgeb er im Übrigen nicht nur geduldet,
sondern au sdrücklich gewollt − als B ekenntnis zu
einer friedlichen Welt. Die se s B ekenntnis findet
sich auch in der Präamb el des Grundgesetze s , die
den Willen po stuliert, dem Frieden in der Welt zu
dienen . Ich erinnere auch an Artikel 2 6 , der Hand-
lungen, die der Vorbereitung eines Angriffskriege s
dienen, für grundgesetzwidrig erklärt, und an Arti-
kel 2 5 , der die allgemeinen Regeln de s Völkerrechts
dem Bunde srecht vorschaltet. All dies macht deut-
lich : Unser Grundgesetz wurde als Friedensverfas-
sung konzipiert, als eine Verfassung, die den staatli-
chen Organen die Pflicht auferlegt, im Einklang
mit den anderen Völkern zu leben . D er Schutz de s
Individuums vor der Heranziehung zum Kriegs-
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dienst durch den Staat, die Einräumung de s indivi-
duellen Rechts also , den Dienst an der Waffe zu ver-
weigern, ist unmittelb arer Ausdruck die ser Ver-
pflichtung.

D er D eutsche Bundestag hat diese Entschei-
dung de s Parlamentarischen Rate s im Grundsatz
stets respektiert und b ekräftigt.

Gleichwohl hat er sich mitunter auch schwer ge-
tan, das wissen Sie . Nicht wenige hätten wohl gerne
auf den kleinen Nachsatz in Artikel 4 , Ab satz 3 de s
Grundgesetze s verzichtet : »D as Nähere regelt ein
Bunde sge setz . « Aus Sicht der Kriegsdienstverwei-
gerer standen diese Bunde sge setze , die das Nähere
regeln, nicht selten in einem − freundlich formu-
liert − Sp annungsverhältnis zu S atz 1 die ser B e stim-
mung, dem Grundrecht auf Verweigerung .

Mit der Wiedereinführung der allgemeinen
Wehrpflicht im Jahr 1 9 5 6 normierte der Bundestag
zugleich ein Verfahren für die Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer. Dieses Verfahren und an-
dere gesetzliche Regelungen hinsichtlich des da-
mals no ch so genannten »Ersatzdienste s« hat e s
Kriegsdienstverweigerern in der Bundesrepublik
der 5 0er und 60er Jahre − man mu ss es leider so sa-
gen − nicht immer leicht gemacht. Neb en anderen
diskriminierenden Regelungen war e s vor allem
das quälende Verfahren der » Gewissensprüfung« ,
das die Ausübung die ses Grundrechts für viele er-
schwerte .

D er B egriff der Gewissensprüfung steht d ab ei
stellvertretend für eine re striktive , den Vorrang der
Landesverteidigung und des Kriegsdienste s b eto-
nende Grundrechtsauslegung. Zugleich bringt der
B egriff einen Widerspruch zum Ausdruck, der die
frühere Praxis de s Anerkennungsverfahrens präg-
te : Ist doch das Gewissen selb st die einzige − we-
nigstens irdische − Instanz die eine Frage von sol-
cher Tragweite wie die Verweigerung des Kriegs-
dienstes b e antworten, »prüfen« kann .

Die ge setzgeberische Diskussion und Entschei-
dungsfindung in die ser Frage sollte j edo ch immer
auch vor dem gesellschaftlichen Hintergrund der
damaligen Zeit b eleuchtet werden . Als die ersten
Kriegsdienstverweigerer ihren Ersatzdienst antra-
ten, waren sie in den Augen vieler Bürger nicht et-
wa »Üb erzeugungstäter« , die mit guten Gründen
keine Waffe in die Hand nehmen wollten . Sie galten
allzu oft schlicht als »Drückeb erger« . D er so ge-
nannte Ersatzdienst wurde als »Ersatz« , nicht ab er
als gleichwertig zum Wehrdienst b etrachtet.

Die Zeiten der regelmäßigen Gewissensinquisi-
tion sind heute glücklicherweise vorb ei . Zwar
reicht die reine B ehauptung, dass das Gewissen
den Kriegsdienst verbiete , für eine Anerkennung
als Kriegsdienstverweigerer auch heute nicht aus ,
do ch ist das schriftliche Anerkennungsverfahren
seit den 8 0er Jahren die Regel . Die Ausschü sse und
Kammern für Kriegsdienstverweigerung sind auf-
gelö st. D er Ersatzdienst heißt heute nicht mehr Er-

satzdienst, sondern Zivildienst und seine D auer ist
dem de s Wehrdienstes angeglichen . Und nicht zu-
letzt : Die Zivildienstleistenden werden schon lan-
ge nicht mehr als Drückeb erger b etrachtet. Viel-
mehr werden ihre Leistungen für das Gemeinwohl
gesellschaftlich anerkannt und geschätzt. Ob es die
B etreuung von B ehinderten, der Einsatz im Um-
weltschutz, der Friedensdienst im Ausland − zum
B eispiel b ei der Gedenkstättenpflege − ist : In all
die sen B ereichen leisten sie nicht nur unverzicht-
b are soziale Arb eit, sondern zugleich aktive Frie-
densarbeit.

Die Entscheidung gegen den Kriegsdienst ist zu-
gleich ein Plädoyer dafür, Krisen, Konflikte mit
friedlichen Mitteln zu lö sen − eine humane Option
gerade auch im Zeitalter glob aler Verflechtungen .
Kriegsdienstverweigerer setzen auf die Chance de s
Friedens , auf den Abb au von Feindbildern, auf Ver-
zicht aufAggressionen − im Reden wie im Handeln,
insbe sondere im politischen Handeln .

Als Politiker, der mit seiner Stimme auch Verant-
wortung trägt für den Einsatz der Bundeswehr im
Ausland − die Bunde swehr ist j a eine Parlamentsar-
mee − weiß ich ab er, dass die friedliche Konfliktre-
gulierung, die natürlich immer Vorrang hab en
muss , auch scheitern kann . D ann sind ebenfalls Ge-
wissensentscheidungen zu treffen, die bekannt-
lich Kopfzerbrechen bereiten . E s ist eine unb eque-
me , sperrige Einsicht : Friedliche , zivile Konfliktre-
gulierung hängt auch, j a ganz entscheidend davon
ab , dass alle Konfliktbeteiligten willens sind , fried-
lich zu bleiben o der e s zu werden .

E s ist nicht zuletzt das Verdienst der Kriegs-
dienstverweigerer und Pazifisten, dass es sich heu-
te niemand leicht machen kann, wenn üb er militä-
rische Einsätze zu entscheiden ist.

Und das ist nicht zuletzt auch ein Verdienst der
Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegs-
dienstverweigerer. Als Anwalt der Kriegsdienstver-
weigerer hat sie in ihrer nunmehr 5 0-j ährigen Ge-
schichte einen herau sragenden B eitrag für die An-
erkennung dieser Form ge sellschaftlichen Engage-
ments geleistet. Sie hat gegenüber Gesetzgeb er
und B ehörden die freie Gewissensentscheidung
eingefordert und in der Gesellschaft das B ewusst-
sein für die B edeutung des Grundrechtes auf
Kriegsdienstverweigerung ge schärft.

Und darum sage ich aus tiefer Üb erzeugung: Die
Zentralstelle KDV hat sich um die D emokratie in
D eutschland verdient gemacht ! D as heutige Jubilä-
um ist eine schöne Gelegenheit, Ihnen allen, den
ehrenamtlichen und fe sten Mitarb eitern, für Ihr
b eispielhaftes zivile s Engagement für unsere Ge-
sellschaft, für unsere D emokratie zu danken !

Grußwort vo n Wolfga ng Th ierse, Vizepräsiden t
des Deu tschen Bundestages, bei der 50-Jahr-Feier
der Zen tralstelle KDV am 2. März in der Franzö i-
schen Friedrichstadtkirche in Berlin.
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